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A. Der Versicherungsschutz Art. 1 - 5

Art.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes, 
Vermögens- und Sachschäden, mitversi-
cherte Personen 

1. Versicherungsschutz für berufliche Tätigkeit,
Vermögensschadenbegriff

1.1 Versicherter Vermögensschaden
1.1.1 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer 

Versicherungsschutz für den Fall, dass er von ei-
nem anderen auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts wegen eines 
Verstoßes, den er selbst oder eine Person, für die 
er eintreten muss, bei der Ausübung beruflicher Tä-
tigkeit begangen hat, für einen Vermögensschaden 
verantwortlich gemacht wird. 

1.1.2 Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Entgelt 
für seine Tätigkeit, welcher der den Schadenersatz-
anspruch begründende Verstoß entsprungen ist 
(Pkt. 1.1.1) sind nicht Gegenstand der Versiche-
rung. 

1.2 Definition des Vermögensschadens 
Vermögensschäden sind solche Schäden, die we-
der Personenschäden (Tötung, Verletzung des Kör-
pers oder Schädigung der Gesundheit von Men-
schen) noch Sachschäden (Beschädigung, Verder-
ben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sa-
chen, insbesondere auch von Geld und geldwerten 
Zeichen) sind, noch sich aus solchen Schäden her-
leiten. 

1.3 Mitversicherte Sachschäden 
1.3.1 Im bedingungsgemäßen Umfang mitversichert sind 

Ansprüche wegen Sachschäden an Akten, sonsti-
gen Schriftstücken und beweglichen Sachen, die 
das Objekt der versicherten Betätigung des Versi-
cherungsnehmers bilden. 

1.3.2 Nicht versichert sind Sachschäden aus Anlass der 
Ausübung technischer Berufstätigkeit oder der Ver-
waltung von Grundstücken sowie Ansprüche wegen 
Sachschäden, die durch Abhandenkommen von 
Geld, geldwerten Zeichen, Wertsachen, Inhaberpa-
pieren und in blanko indossierten Orderpapieren 
entstehen. Das Abhandenkommen von Wechseln 
sowie von zu Protest gegangenen Schecks fällt 
nicht unter diese Bestimmung. 

1.4 Bürohaftpflicht 
Eine Büro- oder Betriebshaftpflichtversicherung 
(Sach- und Personenschäden und hieraus resultie-
rende Vermögensfolgeschäden) ist nicht Gegen-
stand des Vertrages. 

1.5 Mitversicherte Personen 
Der Versicherungsschutz bezieht sich im Rahmen 
des versicherten Risikos auch auf Schadenersatz-
verpflichtungen 

1.5.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder 
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder ei-
nes Teiles desselben angestellt hat; 
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1.5.2 Sämtlicher übriger Arbeitnehmer für Schäden, die 
sie in Ausübung ihrer dienstlichen Verrichtung ver-
ursachen; 

1.5.3 Freier Mitarbeiter, Substitute und Urlaubsvertreter, 
die für den Versicherungsnehmer tätig werden, je-
doch nur insoweit, als hierfür nicht anderweitig Ver-
sicherungsschutz besteht (Subsidiärdeckung). 
Klarstellung: Der Versicherungsschutz bezieht sich 
im Rahmen des versicherten Risikos jedenfalls auf 
Schadenersatzverpflichtungen des Versicherungs-
nehmers bzw. Versicherten nach §1313a ABGB 
(Erfüllungsgehilfenhaftung). Die persönliche Scha-
denersatzpflicht des Subunternehmers ist jedoch 
nicht mitversichert; dieser ist kein Mitversicherter. 

1.5.4 Die im Betrieb mittätigen Familienangehörigen des 
Versicherungsnehmers sind auch ohne Vorliegen 
eines Arbeitsverhältnisses mitversichert. 

1.5.5 Soweit die Versicherung neben Schadenersatzver-
pflichtungen des Versicherungsnehmers selbst 
auch Schadenersatzverpflichtungen anderer Perso-
nen umfasst, sind alle in dem Versicherungsvertrag 
bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen 
Bestimmungen auch auf diese Personen sinnge-
mäß anzuwenden; sie sind neben dem Versiche-
rungsnehmer im gleichen Umfang für die Erfüllung 
der Obliegenheiten (Art. 6) verantwortlich. Ein Aus-
schlussgrund nach Art. 5 wirkt gegen sämtliche 
Personen, auf welche sich der Versicherungsschutz 
dieses Vertrages erstreckt auch wenn er nur hin-
sichtlich einer oder eines Teiles dieser Personen 
gegeben ist. 

Art. 2 Zeitliche Begrenzung der Haftung, Vorwärts- 
und Rückwärtsversicherung 

1. Zeitliche Begrenzung der Haftung 
Der Versicherer haftet nur dann, wenn der Verstoß 
während der Wirksamkeit des Versicherungsschut-
zes begangen wurde. Wird ein Verstoß durch Unter-
lassung begangen, so gilt im Zweifel der Verstoß 
als an dem Tag begangen, an welchem die ver-
säumte Handlung spätestens hätte vorgenommen 
werden müssen, um den Eintritt des Schadens ab-
zuwenden. Ein Serienschaden (Art. 3, Pkt. 4.4.) gilt 
als in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste, 
zum Serienschaden gehörende Verstoß gesetzt 
wurde wobei der zu diesem Zeitpunkt vereinbarte 
Deckungsumfang des Versicherungsvertrages 
maßgebend ist. 

2. Vorwärtsversicherung, Nachdeckung 
Die Vorwärtsversicherung umfasst die Folgen aller 
vom Beginn des Versicherungsschutzes (Art. 3) bis 
zum Ablauf des Vertrags vorkommenden Verstöße, 
die dem Versicherer nicht später als sieben Jahre 
nach Beendigung des Versicherungsvertrages ge-
meldet werden (Nachdeckung), soweit nicht etwas 
anderes vereinbart ist. Dies gilt auch für Pkt. 3, so-
weit eine Rückwärtsversicherung vereinbart wurde. 

3. Rückwärtsversicherung, Vordeckung 
3.1 Versicherungsumfang 

Die Rückwärtsversicherung bietet Versicherungs-
schutz gegen in der Vergangenheit liegende Ver-
stöße, welche dem Versicherungsnehmer oder den 
versicherten Personen bis zum Abschluss der 

Rückwärtsversicherung nicht bekannt geworden 
sind. Bei Antragstellung ist die zu versichernde Zeit 
nach Anfangs- und Endpunkt zu bezeichnen. 

3.2 Bekannter Verstoß 
Ein Verstoß gilt als bekannt, wenn ein Vorkommnis 
vom Versicherungsnehmer oder versicherten Per-
sonen als - wenn auch nur möglicherweise - objek-
tiv fehlerhaft erkannt oder ihnen gegenüber - wenn 
auch nur bedingt - als fehlerhaft bezeichnet worden 
ist, auch wenn Schadenersatzansprüche weder er-
hoben noch angedroht noch befürchtet worden sind. 

Art. 3 Beginn und Umfang des Versicherungs-
schutzes, Versicherungsfall, Jahreshöchst-
leistung, Selbstbehalt, Kosten. Sicherheits-
leistung, Leistungsbegrenzung 

1. Vorläufige Deckung 
Sofern eine vorläufige Deckung beantragt wurde, 
wird dies gesondert dokumentiert. 

2. Beginn des Versicherungsschutzes 
2.1 Beginn mit Einlösung der Versicherungspolizze 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich einer 
anderen Vereinbarung mit der Einlösung der Versi-
cherungspolizze, wenn der Versicherungsnehmer 
die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig im Sinne 
von Art. 9, Pkt. 2.1 zahlt. 

2.2 Beginn bei späterer Prämieneinforderung 
Wird die erste Prämie erst nach dem als Beginn der 
Versicherung festgesetzten Zeitpunkt eingefordert, 
dann aber ohne Verzug bezahlt, so beginnt der Ver-
sicherungsschutz mit dem vereinbarten Zeitpunkt. 

3. Umfang des Versicherungsschutzes 
3.1 Abwehrschutz und Freistellung 

Der Versicherungsschutz umfasst die Abwehr unbe-
rechtigter Schadenersatzansprüche und die Frei-
stellung des Versicherungsnehmers von berechtig-
ten Schadenersatzverpflichtungen. 

3.2 Berechtigte Schadenersatzverpflichtung 
Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Geset-
zes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses, Ver-
gleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der 
Versicherer hierdurch gebunden ist. 

3.3 Anerkenntnisse und Vergleiche 
Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versiche-
rungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden 
den Versicherer nur, soweit der Haftpflichtanspruch 
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden 
hätte. 

3.4 Vollmacht 
Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle zur Beile-
gung oder Abwehr des Haftpflichtanspruchs ihm 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen 
des Versicherungsnehmers abzugeben. 

4. Versicherungsfall, Höchstbetrag der Versiche-
rungsleistung (Serienschaden) 

4.1 Definition 
Versicherungsfall ist ein Verstoß (Handlung oder 
Unterlassung), welcher dem versicherten Risiko 
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entspringt und aus welchem dem Versicherungs-
nehmer Schadenersatzverpflichtungen (Art. 1, Pkt. 
1.1.1) erwachsen oder erwachsen könnten. 

4.2 Höchstbetrag der Versicherungsleistung (Serien-
schaden) 
Die Versicherungssumme stellt - abgesehen vom 
Kostenpunkt (s. u. Pkt. 7) - den Höchstbetrag der 
dem Versicherer in jedem einzelnen Versicherungs-
fall obliegenden Leistung dar, und zwar mit der 
Maßgabe, dass nur eine einmalige Leistung der 
Versicherungssumme in Frage kommt 

4.3 gegenüber mehreren entschädigungspflichtigen 
Personen, auf welche sich der Versicherungsschutz 
erstreckt, 

4.4 bezüglich eines sich aus mehreren Verstößen erge-
benden einheitlichen Schadens, auch wenn diese 
Verstöße durch Personen begangen wurden, für die 
der Versicherungsnehmer nach dem Gesetz einzu-
stehen hat; 

4.5 bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Dabei 
gilt mehrfaches, auf gleicher oder gleichartiger Feh-
lerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als ein-
heitlicher Verstoß, wenn die betreffenden Angele-
genheiten miteinander in rechtlichem, technischem 
oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

5. Jahreshöchstleistung 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, beträgt die 
Höchstleistung des Versicherers für alle innerhalb 
eines Versicherungsjahres verursachten Schäden 
(Jahreshöchstleistung) das Zweifache der Versiche-
rungssumme. 

6. Selbstbehalt des Versicherungsnehmers 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, trägt der Versi-
cherungsnehmer 1.000 EUR (Festselbstbehalt) von 
der berechtigten Schadenersatzverpflichtung. Der 
Versicherer kann verlangen, dass der Versiche-
rungsnehmer seinen Selbstbehalt an eine vom Ver-
sicherer bestimmte Stelle abführt und die Quittung 
dafür dem Versicherer einsendet. 

7. Kosten 
Die Versicherung umfasst auch die außergerichtli-
chen Kosten der Abwehr des von einem Dritten er-
hobenen Anspruches, soweit der Versicherer der 
Kostenübernahme zugestimmt hat, und zwar auch 
dann, wenn sich der Anspruch als unbegründet er-
weist. 
Der Versicherer trägt die Kosten eines gegen den 
Versicherungsnehmer anhängig gewordenen, einen 
gedeckten Haftpflichtanspruch betreffenden Haft-
pflichtprozesses sowie einer wegen eines solchen 
Anspruchs mit Zustimmung des Versicherers vom 
Versicherungsnehmer betriebenen negativen Fest-
stellungsklage oder Nebenintervention. Im Einzel-
nen gilt folgendes: 

7.1 Die Auswahl und Mandatierung eines Rechtsanwal-
tes ist vorab mit dem Versicherer abzustimmen. Der 
Versicherer kann aus berechtigten Gründen der 
Mandatierung des Rechtsanwaltes widersprechen. 

7.2 Übersteigt der Anspruch des Dritten die Versiche-
rungssumme, so trägt der Versicherer die Kosten 
mit jenem Betrag, der bei einem Anspruch in Höhe 
der Versicherungssumme entstanden wäre. Dies 
gilt sowohl bei der Abwehr unberechtigter Schaden-

ersatzansprüche als auch bei der Freistellung des 
Versicherungsnehmers von berechtigten Schaden-
ersatzverpflichtungen. Bei den nicht durch streit-
wertabhängige Gebühren und Kosten (z.B. Sach-
verständigengebühren) abzugeltenden Auslagen 
tritt eine Verteilung auf Versicherer und Versiche-
rungsnehmer nach dem Verhältnis von Versiche-
rungssumme zu Haftpflichtanspruch ein. 

7.3 Übersteigt der geltend gemachte Haftpflichtan-
spruch nicht den Betrag des vereinbarten Selbstbe-
halts, treffen den Versicherer keine Kosten. 

7.4 Sofern der Versicherungsnehmer sich selbst vertritt 
oder durch einen Gesellschafter / Mitinhaber / Sozi-
us, die Gesellschaft oder Mitarbeiter vertreten lässt, 
werden eigene Kosten nicht erstattet. Es werden 
nur die Barauslagen ersetzt. 

7.5 Bei der Inanspruchnahme vor ausländischen Ge-
richten werden Aufwendungen des Versicherers für 
Kosten als Leistungen auf die Versicherungssumme 
angerechnet, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

7.6 Kosten sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- 
und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt 
des Versicherungsfalles sowie Schadenregulie-
rungskosten, auch Reisekosten, die dem Versiche-
rer nicht selbst entstehen; dies gilt auch dann, wenn 
diese Kosten auf Weisung des Versicherers ent-
standen sind. 

7.7 Die Versicherung umfasst ferner die Kosten der 
Verteidigung in einem Straf- oder Disziplinarverfah-
ren, das wegen eines Verstoßes eingeleitet wurde, 
der einen Versicherungsanspruch begründen könn-
te, sofern diese Kosten auf Weisung des Versiche-
rers aufgewendet wurden. 

8. Sicherheitsleistung zur Abwendung der 
Zwangsvollstreckung 
An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die 
zur Abwendung der zwangsweisen Beitreibung der 
Haftpflichtsumme zu leisten ist, beteiligt sich der 
Versicherer in demselben Umfange wie an der Er-
satzleistung, höchstens jedoch bis zur Versiche-
rungssumme. 

9. Leistungsbegrenzung bei gescheiterter Erledi-
gung des Haftpflichtanspruchs oder Zurverfü-
gungstellung der Versicherungsleistung 
Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung ei-
nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Be-
friedigung oder Vergleich an dem Verhalten des 
Versicherungsnehmers scheitert, oder falls der Ver-
sicherer seinen vertragsmäßigen Anteil zur Befrie-
digung des Geschädigten zur Verfügung stellt, hat 
der Versicherer für den von der Weigerung bzw. der 
Zurverfügungstellung an entstehenden Mehrauf-
wand an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kos-
ten nicht aufzukommen. 

Art. 4 Örtlicher Geltungsbereich 

1. Versicherungsschutz besteht für Berufstätigkeiten in 
der Europäischen Union (EU), dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) oder der Schweiz, aus der 
Verletzung und Nichtbeachtung des Rechts der EU, 
des EWR oder der Schweiz, sowie der Inanspruch-
nahme vor Gerichten der Staaten der EU, des EWR 
oder der Schweiz. 
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2. Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche 
aus Tätigkeiten, die über ausländische Tochterge-
sellschaften, ausländische Niederlassungen, aus-
ländische Zweigstellen jeglicher Art oder über durch 
Kooperationsvereinbarungen verbundene Firmen im 
Ausland ausgeübt werden. 

Art. 5  Ausschlüsse / Klarstellungen 

1. Klarstellungen: 
1.1 Der Versicherungsschutz umfasst nicht 
1.1.1 Ansprüche auf Erfüllung von Verträgen und an die 

Stelle der Erfüllung tretende Ersatzleistung; 
1.1.2 Ansprüche aus Gewährleistung für Mängel (z.B. 

auch Entgelt für die mangelhaft erbrachte Leistun-
gen); 

1.1.3 Ansprüche auf Schadenersatz soweit sie aufgrund 
eines Vertrages oder einer besonderen Zusage 
über den Umfang der gesetzlichen Schadenersatz-
pflicht hinausgehen; 

2. Ausschlüsse 
2.1 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schaden-

ersatzverpflichtungen 
2.1.1 der Personen, die den Schaden, für den sie von 

einem Dritten verantwortlich gemacht werden, vor-
sätzlich und rechtswidrig herbeigeführt haben. Als 
vorsätzlich gilt auch eine Handlung oder Unterlas-
sung, welche die betreffende Person nicht vermei-
det, obwohl sie die wahrscheinlichen schädlichen 
Folgen voraussehen musste, diese jedoch in Kauf 
genommen hat; 

2.1.2 infolge bewussten Zuwiderhandelns gegen für seine 
beruflichen Tätigkeiten geltende Gesetze, Verord-
nungen oder behördliche Vorschriften, sowie infolge 
bewussten Zuwiderhandelns gegen Anweisungen 
oder Bedingungen des Auftraggebers oder dessen 
Bevollmächtigten oder durch sonstige wissentliche 
Pflichtverletzung. 

2.2 Embargo-Klausel 
Es besteht unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen nur Versicherungsschutz, solange und 
soweit dem keine auf eine der Vertragsparteien an-
wendbare Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank-
tionen oder Embargos der Europäischen Union, der 
Bundesrepublik Deutschland oder der Republik Ös-
terreich entgegenstehen. 
Ferner besteht kein Versicherungsschutz, soweit 
die Gewährung des Deckungsschutzes, eine Scha-
denzahlung oder sonstige Erbringung einer Leis-
tung gegen die Handels-, Wirtschafts- oder Finanz-
sanktionen der Vereinigten Staaten von Amerika 
verstoßen und soweit dem nicht europäische, deut-
sche oder österreichische Rechtsvorschriften ent-
gegenstehen. 

3. Soweit in den Risikobeschreibungen und Besonde-
ren Versicherungsbedingungen nicht anders ver-
einbart, sind vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen Haftpflichtansprüche 

3.1 wegen Schäden, welche durch Fehlbeträge bei 
Kassenführung, durch Verstöße beim Barzahlungs-
akt, durch Veruntreuung des Personals des Versi-
cherten oder anderer Personen, deren er sich be-
dient, entstehen; 

3.2 des Versicherungsnehmers selbst sowie seiner 
Angehörigen gegen den Versicherungsnehmer oder 
die versicherte Person. Als Angehörige gelten der 
Ehegatte des Versicherungsnehmers, der Lebens-
partner, der eingetragene Lebenspartner im Sinne 
des Eingetragene Partnerschaft-Gesetz oder ver-
gleichbarer Partnerschaft nach dem Recht anderer 
Staaten sowie wer mit dem Versicherungsnehmer in 
gerader Linie verwandt oder verschwägert oder im 
zweiten Grade der Seitenlinie verwandt ist; 

3.3 aus jeder Tätigkeit des Versicherungsnehmers, der 
mitversicherten Personen oder seines Personals als 
Leiter, Geschäftsführer, Vorstands- oder Aufsichts-
rat, Beiratsmitglied privater Unternehmungen, Ver-
eine oder Verbände und als Angestellter; 

3.4 von juristischen Personen, wenn die Majorität der 
Anteile oder von sonstigen Gesellschaften, wenn 
ein Anteil dem Versicherungsnehmer, dem Versi-
cherten, einem Gesellschafter / Mitinhaber / Sozius 
oder Angehörigen des Versicherungsnehmers oder 
Versicherten gehört; 

3.5 von Geschäftsteilhabern des Versicherungsneh-
mers; 

3.6 die sich aus Vertragsstrafen, Bußen und Entschädi-
gungen mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
und exemplary damages ergeben; 

3.7 aus der Überschreitung von Voranschlägen und 
Krediten; aus der entgeltlichen oder unentgeltlichen 
Vermittlung oder Empfehlung von Geld-, Grund-
stücks- oder anderen wirtschaftlichen Geschäften, 
sofern dies nicht ausdrücklich Teil der versicherten 
Tätigkeit ist. 

B. Mitwirkungspflichten des Versicherungs-
nehmers, Zahlung des Versicherers Art. 6 - 7 

Art. 6 Anzeigepflichten, Obliegenheiten vor und 
bei Eintritt des Schadenfalles, Schadenmin-
derungspflicht 

1. Anzeigepflichten und Obliegenheiten vor Eintritt 
des Schadenfalls 

1.1 Vorvertragliche Anzeigepflicht: 
Der Antragsteller und die zu versichernden Perso-
nen sind verpflichtet, dem Versicherer vor Ab-
schluss des Versicherungsvertrages alle für die 
Übernahme des Risikos erheblichen Gefahrenum-
stände anzuzeigen. Als erheblich gelten jedenfalls 
jene Gefahrenumstände nach denen der Versiche-
rer im Antrag oder in Fragebögen ausdrücklich und 
genau umschrieben fragt. 
Werden Fragen des Versicherers im Antrag oder in 
Fragebögen von den Anzeigepflichtigen schuldhaft 
gar nicht, unvollständig oder unrichtig beantwortet, 
ist der Versicherer berechtigt, binnen eines Monats 
ab Kenntnis vom Versicherungsvertrag zurückzutre-
ten. Ebenso kann der Versicherer zurücktreten, 
wenn die Anzeigepflichtigen erhebliche Gefahren-
umstände arglistig verschweigen, nach denen der 
Versicherer im Antrag oder den Fragebögen nicht 
ausdrücklich gefragt hat. 
Wird dem Versicherer nach Vertragsabschluss die 
Verletzung einer Anzeigepflicht bekannt, kann er ab 
Beginn der laufenden Versicherungsperiode einen 
für das höhere Risiko angemessenen Prämienzu-
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schlag verlangen. Wird das höhere Risiko nach den 
für den Geschäftsbetrieb des Versicherers maßge-
benden Grundsätzen auch gegen eine höhere Prä-
mie nicht übernommen, ist der Versicherer berech-
tigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von einem Monat ab Kenntnis 
der Verletzung der Anzeigepflicht zu kündigen. 
Berechtigt eine Verletzung der Anzeigepflichten den 
Versicherer zum Rücktritt, so ist der Versicherer im 
Versicherungsfall von der Leistungspflicht befreit, 
wenn die nicht angezeigten Gefahrenumstände ei-
nen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalles 
oder soweit sie einen Einfluss auf den Umfang der 
Leistung hatten. Unbeschadet der vorstehenden 
Regelungen kann der Versicherer den Versiche-
rungsvertrag jederzeit wegen arglistiger Täuschung 
über Gefahrenumstände anfechten. 
Maßgeblich sind die Bestimmungen der §§ 16 bis 
21 VersVG. 

1.2 Obliegenheiten vor Eintritt des Schadenfalls 
Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungs-
freiheit des Versicherers gemäß § 6 VersVG be-
wirkt, werden bestimmt: 
Zum Zweck der Aufrechterhaltung der Äquivalenz 
zwischen Risiko und Prämie ist der Versicherungs-
nehmer verpflichtet, dem Versicherer die Angaben 
gemäß Art. 9, Pkt. 5, 3. Absatz auf Anfrage wahr-
heitsgemäß mitzuteilen. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beson-
ders gefahrdrohende Umstände, deren Beseitigung 
der Versicherer billigerweise verlangen konnte und 
verlangt hatte, innerhalb einer angemessenen Frist 
zu beseitigen. Ein Umstand, welcher schon zu ei-
nem Schaden geführt hat, gilt im Zweifel als beson-
ders gefahrdrohend. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Be-
achtung der Weisungen des Versicherers nach 
Möglichkeit für die Abwendung des Schadens zu 
sorgen. 

2. Obliegenheiten nach Eintritt des Schadenfalles 
Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungs-
freiheit des Versicherers gemäß § 6 VersVG be-
wirkt, werden bestimmt: 

2.1 Schadenanzeige 
2.1.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer spätes-

tens innerhalb einer Woche ab Kenntniserlangung 
vom Versicherungsnehmer in geschriebener Form 
anzuzeigen. 
Klarstellung: Geschriebene Form bedeutet schrift-
lich jedoch (auch) ohne Unterschrift bzw. qualifizier-
te elektronische Signatur wenn aus der Erklärung 
die Person des Erklärenden hervorgeht. 

2.1.2 Wird ein Strafverfahren oder Disziplinarverfahren 
eingeleitet oder eine Strafverfügung oder ein Zah-
lungsbefehl erlassen, hat der Versicherungsnehmer 
dem Versicherer innerhalb einer Woche ab Kennt-
niserlangung Anzeige zu erstatten, auch wenn er 
den Versicherungsfall selbst bereits angezeigt hat. 
Gegen Zahlungsbefehle oder Verfügungen von 
Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz hat er, 
ohne die Weisung des Versicherers abzuwarten, in 
offener Frist die gesetzlich vorgeschriebenen 
Rechtsmittel (Widerspruch) zu ergreifen und den 

Versicherer davon in Kenntnis zu setzen. 
2.1.3 Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber 

dem Versicherungsnehmer geltend, ist dieser zur 
Anzeige innerhalb einer Woche nach der Erhebung 
des Anspruchs verpflichtet, auch wenn er den Ver-
sicherungsfall selbst bereits angezeigt hat. 

2.1.4 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein An-
spruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskosten-
hilfe beantragt, ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
eine einstweilige Verfügung, ein Beweissicherungs-
verfahren oder ein Schlichtungsverfahren eingelei-
tet, hat er außerdem innerhalb einer Woche Anzei-
ge zu erstatten, auch wenn er den Versicherungsfall 
selbst bereits angezeigt hat. 

2.1.5 Durch die Absendung der Anzeige werden die Fris-
ten gewahrt. Für die Erben des Versicherungsneh-
mers tritt an Stelle der Wochenfrist jeweils eine Frist 
von einem Monat. 

2.2 Mitwirkung des Versicherungsnehmers bei der 
Schadenabwehr 

2.2.1 Der Versicherungsnehmer ist, soweit für ihn zumut-
bar, verpflichtet, unter Beachtung der Weisungen 
des Versicherers (insbesondere auch hinsichtlich 
der Auswahl des zu beauftragenden Rechtsanwal-
tes) nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen und alles zu tun, 
was zur Klarstellung des Schadenfalles dient. 

2.2.2 Er hat den Versicherer bei der Abwehr des Scha-
dens sowie bei der Schadenermittlung und -
regulierung zu unterstützen, ihm ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten, al-
le Tatumstände, welche auf den Schadenfall Bezug 
haben, mitzuteilen und alle nach Ansicht des Versi-
cherers für die Beurteilung des Schadenfalls erheb-
lichen Schriftstücke einzusenden. 

2.2.3 Den aus Anlass eines Schadenfalles erforderlichen 
Schriftwechsel hat der Versicherungsnehmer un-
entgeltlich zu führen. Sonstiger anfallender Aufwand 
sowie auch die Kosten eines vom Versicherungs-
nehmer außergerichtlich beauftragten Bevollmäch-
tigten werden nicht erstattet, soweit nicht anders 
vereinbart. 

2.2.4 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur 
Abwicklung des Schadens oder Abwehr der Scha-
densersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden 
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben. Wird gegen den Versicherungsnehmer 
ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, 
ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmäch-
tigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen der versi-
cherten Person. Der Versicherungsnehmer muss 
dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen und die angeforderten Un-
terlagen zur Verfügung stellen. 

2.2.5 Eine Streitverkündung seitens des Versicherungs-
nehmers an den Versicherer ist nicht erforderlich; 
die Kosten einer solchen werden vom Versicherer 
nicht ersetzt. 

3. Rechtsfolgen einer Obliegenheitsverletzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorste-
henden Obliegenheiten der Pkte. 1 bis 2 ist der 
Versicherer nach Maßgabe des § 6 VersVG - im 
Falle der Verletzung der Schadenminderungspflicht 
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nach Maßgabe des § 62 VersVG - von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei. 

Art. 7 Zahlung des Versicherers 

1. Zeitpunkt 
Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung (Art. 3 Pkt. 
3.2) für den Versicherer festgestellt, hat dieser den 
Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen. 

2. Erfüllung 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EUR. 
Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EUR-Betrag bei ei-
nem inländischen Geldinstitut angewiesen ist. 

C. Das Versicherungsverhältnis Art. 8 - 14 

Art. 8 Versicherung für fremde Rechnung, Abtre-
tung, Verpfändung, Rückgriffsansprüche 

1. Versicherung für fremde Rechnung 
1.1 Geltung der Vertragsbestimmungen für versicherte 

Personen 
Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprü-
che erstreckt, die gegen andere Personen als den 
Versicherungsnehmer selbst gerichtet sind (versi-
cherte Personen), finden alle in dem Versiche-
rungsvertrag bezüglich des Versicherungsnehmers 
getroffenen Bestimmungen auch auf diese Perso-
nen sinngemäße Anwendung. Der Versicherungs-
nehmer bleibt neben den versicherten Personen für 
die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

1.2 Zurechnung 
In der Person des Versicherten gegebene Umstän-
de, welche den Versicherungsschutz beeinflussen, 
werden dem Versicherungsnehmer zugerechnet. 

1.3 Geltendmachung der Versicherungsansprüche 
Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungs-
vertrag steht ausschließlich dem Versicherungs-
nehmer zu. 

1.4 Umfang des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz für versicherte Personen 
erstreckt sich auf ihre Tätigkeit für den Versiche-
rungsnehmer, soweit nichts anderes vereinbart 
wird. 

2. Abtretung, Verpfändung 
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgülti-
gen Feststellung ohne Zustimmung des Versiche-
rers weder abgetreten noch verpfändet werden. Ei-
ne Abtretung an den geschädigten Dritten ist zuläs-
sig, sofern nicht die Vertragsparteien durch Indivi-
dualabrede etwas anderes vereinbart haben. 

3. Rückgriffsansprüche 
3.1 Übergang von Ansprüchen des Versicherungsneh-

mers gegen Dritte 
Rückgriffsansprüche des Versicherungsnehmers 
gegen Dritte, ebenso dessen Ansprüche auf Kos-
tenersatz, auf Rückgabe hinterlegter und auf Rück-
erstattung bezahlter Beträge sowie auf Abtretung 
gehen in Höhe der vom Versicherer geleisteten 
Zahlung ohne weiteres auf diesen über. Der Über-
gang kann nicht zum Nachteil des Versicherungs-

nehmers geltend gemacht werden. Der Versicherer 
kann die Ausstellung einer den Forderungsüber-
gang nachweisenden Urkunde verlangen. 

3.2 Rückgriff gegen mitversicherte Personen 
Rückgriff gegen mitversicherte Personen wird nur 
genommen, wenn die mitversicherte Person den 
Schaden vorsätzlich (vgl. Art. 5, Pkt. 2.1.1) herbei-
geführt hat. 
Wahrungs- und Mitwirkungspflichten 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch 
gemäß Pkt. 3.1 oder ein zur Sicherung dieses An-
spruchs dienendes Recht unter Beachtung der gel-
tenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und 
bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. Hat der Versiche-
rungsnehmer auf einen Rückgriffsanspruch oder ein 
zu dessen Sicherung dienendes Recht verzichtet, 
so bleibt der Versicherer nur insoweit verpflichtet als 
die Verfolgung des Anspruchs ergebnislos geblie-
ben wäre. 

Art. 9 Prämienzahlung (Erst- und Folgeprämie) 
und Rechtsfolgen bei Nichtzahlung, Verzug 
bei Abbuchung, Prämienregulierung, Prä-
mienrückerstattung 

1. Vorläufige Deckung 
Wird gesondert dokumentiert, sofern beantragt. 

2. Zahlung der Erstprämie des Hauptvertrages 
2.1 Fälligkeit 

Die erste oder einmalige Prämie, einschließlich der 
im Antrag angegebenen Kosten und etwaiger öf-
fentlicher Abgaben,  ist unverzüglich nach Ab-
schluss des Versicherungsvertrages zu zahlen, je-
doch nicht vor dem vereinbarten und im Versiche-
rungsschein angegebenen Beginn des Versiche-
rungsschutzes. Ist die Zahlung der Jahresprämie in 
Raten vereinbart, gilt die erste Rate als Erstprämie. 

2.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Nichtzahlung 
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht inner-
halb von 14 Tagen nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrages  oder im Falle des späteren Beginns 
des Versicherungsschutzes nicht innerhalb von 14 
Tagen nach dem im Versicherungsschein genann-
ten Termin und nach Aufforderung zur Prämienzah-
lung bezahlt, ist der Versicherer, solange die Zah-
lung nicht bewirkt ist, zum Rücktritt vom Vertrag be-
rechtigt. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. 

2.3 Leistungsfreiheit des Versicherers bei Nichtzahlung 
Ist die Prämie zurzeit des Eintritts des Versiche-
rungsfalles und nach Ablauf der in Pkt. 2.2 genann-
ten Frist noch nicht bezahlt, ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
In Ansehung der Leistungsfreiheit gilt die in Pkt. 2.2 
genannte Frist als gewahrt, wenn die bis zum Ein-
tritt der Fälligkeit veranlasste Zahlung in der Folge 
beim Versicherer eingeht. 
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3. Zahlung der Folgeprämien 
3.1 Fälligkeit 

Die nach Beginn des Versicherungsschutzes (Art. 
3, Pkt. 2.1) zahlbaren regelmäßigen Folgeprämien 
sind an den im Versicherungsschein festgesetzten 
Zahlungsterminen und sonstige Prämien bei Be-
kanntgabe an den Versicherungsnehmer zuzüglich 
etwaiger Kosten und öffentlicher Abgaben zu ent-
richten. 

3.2 Zahlungsfrist bei Nichtzahlung 
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, 
kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
auf dessen Kosten in geschriebener Form eine Zah-
lungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen. 
Dabei sind die rückständigen Beträge der Prämie, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen zu beziffern und 
die Rechtsfolgen anzugeben, die nach den nachfol-
genden Pkt. 3.3 und 3.4 mit dem Fristablauf ver-
bunden sind. 

3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers bei Nichtzahlung 
Tritt der Verstoß nach dem Ablauf dieser Frist ein 
und ist der Versicherungsnehmer zu diesem Zeit-
punkt mit der Zahlung der Prämie oder der Kosten 
im Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet. 

3.4 In Ansehung der Leistungsfreiheit gilt die nach Pkt. 
3.2 genannte Frist als gewahrt, wenn die bis zum 
Eintritt der Fälligkeit veranlasste Zahlung in der Fol-
ge beim Versicherer eingeht. 

3.5 Kündigungsrecht des Versicherers bei Nichtzahlung 
Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, sofern der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschul-
deten Beträge in Verzug ist. 

4. Verzug bei Abbuchung 
Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-
Lastschriftmandat Ist die Einbeziehung der Prämie 
von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als 
rechtzeitig, wenn die Prämie zum Fälligkeitstag ein-
gezogen werden kann und der Versicherungsneh-
mer einer berechtigten Einziehung nicht wider-
spricht. 
Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden des 
Versicherungsnehmers nicht eingezogen werden, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn 
sie unverzüglich nach einer in geschriebener Form 
abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versiche-
rers erfolgt. 
Kann die fällige Prämie nicht eingezogen werden, 
weil der Versicherungsnehmer das SEPA-
Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat der Ver-
sicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertre-
ten, dass die Prämie nicht eingezogen werden 
kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 
Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung der 
Prämie erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in geschriebener Form aufgefordert worden 
ist. 

5. Prämienregulierung 
Aufgrund der Änderungsanzeige oder sonstiger 
Feststellungen gemäß Art. 6, Pkt. 1.1 wird die Prä-

mie entsprechend dem Zeitpunkt der Veränderung 
richtig gestellt. Kommt der Hauptberuf in Wegfall 
(Art. 10, Pkt. 4), so gilt für die Prämienbemessung 
von dem Zeitpunkte des Wegfalls an ein bisheriger 
Nebenberuf als Hauptberuf. 
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeiti-
ge Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeit-
raum, für den die Angaben zu machen waren, eine 
Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum be-
reits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. 
Insoweit die Prämie vertragsgemäß aufgrund des 
Umsatzes oder anderer zahlenmäßiger Angaben zu 
berechnen ist, wird der Bemessung zunächst eine 
den zu erwartenden Verhältnissen entsprechende 
Größe zugrunde gelegt. Nach Ablauf einer jeden 
Versicherungsperiode hat der Versicherungsneh-
mer die den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chenden Größen anzugeben und auf Verlangen 
nachzuweisen, ferner mitzuteilen, ob und welche 
Erhöhungen oder betriebs- oder berufsbedingte Er-
weiterungen das versicherten Risikos eingetreten 
sind. Dieser Verpflichtung hat der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monates nach Erhalt der 
Anfrage des Versicherers nachzukommen. 
Der Versicherer hat nach Empfang der Angaben 
des Versicherungsnehmers die endgültige Abrech-
nung vorzunehmen; der Mehr- oder Minderbetrag 
an Prämie ist einen Monat nach Empfang der Ab-
rechnung fällig. 
Hat der Versicherungsnehmer die Angaben nicht 
rechtzeitig gemacht, so hat der Versicherer die 
Wahl, auf Nachholung der Angaben zu klagen oder 
eine Vertragsstrafe einzuheben. Diese Vertragsstra-
fe beträgt, wenn die ausständigen Angaben die ers-
te Jahresprämie oder die Prämie für eine Versiche-
rungsdauer von weniger als einem Jahr betreffen, 
so viel wie jene Prämie, die erstmals zur Vorschrei-
bung gelangt ist, andernfalls so viel wie die Prämie 
für jenes Versicherungsjahr, das dem abzurech-
nenden Versicherungsjahr unmittelbar vorangeht. 
Werden die Angaben nachträglich, aber noch in-
nerhalb zweier Monate nach Empfang der Aufforde-
rung zur Bezahlung der Vertragsstrafe gemacht, so 
hat der Versicherer den etwa zu viel gezahlten Be-
trag rückzuerstatten. Die Vertragsstrafe gilt als 
Prämie; demnach finden die Bestimmungen hin-
sichtlich nicht rechtzeitiger Prämienzahlung Anwen-
dung (Art. 9, Pkte. 2.2, 2.3. und Art. 9, Pkte. 3.2. bis 
3.4). 
Der Versicherer hat das Recht, die Angaben des 
Versicherungsnehmers nachzuprüfen. Der Versi-
cherungsnehmer hat zu diesem Zweck Einblick in 
sämtliche maßgebenden Unterlagen zu gewähren. 
Hat der Versicherungsnehmer schuldhaft unrichtige 
Angaben gemacht, so ist der Versicherer ab jenem 
Zeitpunkt von der Verpflichtung zur Leistung frei, in 
welchem der Versicherungsnehmer die richtigen 
Angaben spätestens zu machen gehabt hätte. Die 
Leistungsfreiheit endet mit Einlangen der richtigen 
Angaben beim Versicherer. Hat der Versicherungs-
nehmer unrichtige Angaben gemacht, stellt dies ei-
ne Obliegenheitsverletzung dar (Art. 6). 
Umsatz (Honorar) 
Unter dem Jahresumsatz ist die Summe aller Ent-
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gelte für alle Lieferungen und sonstigen Leistungen 
zu verstehen, die ein Unternehmen in den Ländern, 
auf die sich der örtliche Geltungsbereich des Versi-
cherungsschutzes erstreckt, ausführt, exklusive der 
Erlöse aus Lizenzen, aus Veräußerungen eines Be-
triebes oder Teilbetriebes sowie aus der Veräuße-
rung von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
(Art. 4 UStG 1994 in der jeweils geltenden Fas-
sung); Umsatz ohne Mehrwertsteuer. 

6. Prämienrückerstattung 
6.1 Zeitanteilige Prämie 
6.1.1 Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der 

Vertragszeit oder wird es nach Beginn der Versiche-
rung rückwirkend aufgehoben oder ist es von An-
fang an nichtig, steht dem Versicherer für diese 
Versicherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie 
zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche-
rungsschutz bestanden hat. 

6.1.2 Dies gilt auch in den Fällen, in denen die Prämie auf 
mehrere Jahre vorausbezahlt war oder das Verhält-
nis infolge Kündigung im Schadenfalle (Art. 10, Pkt. 
2) endet. 

6.1.3 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
(Art. 6 Pkt. 1.1) oder durch Anfechtung des Versi-
cherers wegen arglistiger Täuschung beendet, steht 
dem Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwer-
den der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. 

6.2 Geschäftsgebühr 
Tritt der Versicherer wegen Zahlungsverzug der 
Erstprämie (Pkt. 2.2) zurück, kann er eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen. 

Art. 10 Vertragsdauer, Kündigung, Beendigung 
des Versicherungsvertrages 

1. Vertragsdauer und ordentliche Kündigung 
1.1 Vorläufige Deckung 

Wird gesondert dokumentiert, sofern beantragt. 
1.2 Hauptvertrag 

Der Vertrag ist zunächst für die in dem Versiche-
rungsschein festgesetzte Zeit abgeschlossen. Be-
trägt diese mindestens ein Jahr, so bewirkt die Un-
terlassung rechtswirksamer Kündigung eine Verlän-
gerung des Vertrages jeweils um ein Jahr. Die Kün-
digung ist rechtswirksam, sofern sie spätestens drei 
Monate vor dem jeweiligen Ablaufe des Vertrages in 
Schriftform erklärt wird. 

2. Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfal-
les 

2.1 Für die Kündigung nach Eintritt des Versicherungs-
falles gilt § 158 VersVG. 

3. Insolvenz des Versicherungsnehmers 
Der Versicherer kann nach Eröffnung des Insol-
venzverfahrens über das Vermögen des Versiche-
rungsnehmers den Vertrag mit einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

4. Risikowegfall 
Fällt ein versichertes Risiko vollständig und dauernd 
weg, so erlischt die Versicherung bezüglich dieses 
Risikos. Eine Einschränkung der behördlichen Zu-
lassung bewirkt die Einschränkung des Versiche-
rungsvertrages auf den verbleibenden Umfang. 

Art. 11 Verjährung, zuständiges Gericht, anwend-
bares Recht 

1. Verjährung 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften des Versi-
cherungsvertragsgesetzes (VersVG). Ist ein An-
spruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, ist die Verjährung bis 
zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entschei-
dung des Versicherers dem Anspruchsteller in ge-
schriebener Form zugeht. 

2. Zuständiges Gericht 
2.1 Klagen gegen den Versicherer 
2.1.1 Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können 

gegen den Versicherer bei dem für seinen Ge-
schäftssitz oder für den Geschäftssitz seiner ver-
tragsführenden Niederlassung örtlich zuständigen 
Gericht geltend gemacht werden. 

2.1.2 Für Klagen des Versicherungsnehmers aus dem 
Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung ist auch das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zurzeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Per-
son, bestimmt sich das zuständige Gericht nach 
dem Geschäftssitz. 

2.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
2.2.1 Für Klagen des Versicherers ist ausschließlich das 

Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Ver-
sicherungsnehmer zurzeit der Klageerhebung sei-
nen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2.2.2 Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Per-
son, bestimmt sich das zuständige Gericht nach 
dem Geschäftssitz. 

2.3 Unbekannter Wohnsitz oder Aufenthalt des Versi-
cherungsnehmers 
Ist der Wohnsitz oder der gewöhnlicher Aufenthalt 
des Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klage-
erhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtli-
che Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherer oder den Ver-
sicherungsnehmer ausschließlich nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person, gilt 
dies entsprechend, wenn sein Geschäftssitz unbe-
kannt ist. 

2.4 Wohn- oder Geschäftssitz des Versicherungsneh-
mers außerhalb der Europäischen Union (EU), dem 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder der 
Schweiz 
Hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der 
Klageerhebung seinen Wohn- oder Geschäftssitz 
nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
(EU), dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 
oder der Schweiz, ist das Gericht nach Pkt. 2.3 Satz 
1 ausschließlich zuständig. 
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3. Anwendbares Recht 
Die Rechte und Pflichten aus dem Versicherungs-
vertrag bestimmen sich ausschließlich nach öster-
reichischem Recht. 

Art. 12 Form der Willenserklärungen gegenüber 
dem Versicherer 

Form der Willenserklärungen gegenüber dem 
Versicherer 
Soweit in den Bedingungen nichts anderes vorge-
sehen ist, bedürfen sämtliche Anzeigen und Erklä-
rungen der Vertragsparteien der geschriebenen 
Form und sind an die ALLCURA Versicherungs-
Aktiengesellschaft, Postfach 11 23 69, 20423 Ham-
burg, Telefax (040) 226 337 - 888 oder kon-
takt@allcura-versicherung.de zu richten. 

Art. 13 Kumulsperre 

Kumulsperre für den Versicherungsnehmer 
Besteht im Versicherungsfall sowohl über einen an-
deren Versicherungsvertrag bei der ALLCURA Ver-
sicherungs-Aktiengesellschaft als auch über diesen 
Vertrag Versicherungsschutz, so steht für diesen 
Versicherungsfall nicht der Gesamtbetrag aus allen 
Versicherungssummen, sondern bei gleichen Versi-
cherungssummen höchstens eine Versicherungs-
summe, ansonsten maximal die höhere Versiche-
rungssumme zur Verfügung. Eine Addition der Ver-
sicherungssummen findet nicht statt. Hiervon aus-
genommen bleiben Versicherungsverträge, die 
ausdrücklich als Anschlussversicherung zu dem 
anderen Versicherungsvertrag vereinbart sind. 

Art. 14 Beschwerden 

Beschwerden können - außer an den Versicherer - 
auch an die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) Sektor Versicherungsaufsicht, 
Graurheindorfer Str. 108, D-53117 Bonn, gerichtet 
werden. 

Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz 
(VersVG) 

§ 6 VersVG 
(1) Ist im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer Ob-
liegenheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles 
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die 
vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als 
eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann 
den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, daß die Verletzung 
als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versi-
cherer innerhalb eines Monates nicht, so kann er sich auf 
die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen. 
(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem 
Versicherungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwi-
schen Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die 
vereinbarte Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Ver-
hältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für das höhere 
Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei 
der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen 
Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluß auf die Beur-
teilung des Risikos durch den Versicherer haben, tritt Leis-

tungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich 
verletzt worden ist. 
(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungs-
nehmer zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der 
Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer 
gegenüber - unabhängig von der Anwendbarkeit des 
Abs.1a - zu erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf 
die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die 
Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt des Versiche-
rungsfalls oder soweit sie keinen Einfluß auf den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.
(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, daß eine 
Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versi-
cherungsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, 
so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die 
Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässig-
keit beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz 
verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflus-
sen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträch-
tigen, die erkennbar für die Leistungspflicht des Versiche-
rers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Feststel-
lung des Versicherungsfalls noch auf die Feststellung oder 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
Einfluß gehabt hat. 
(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei 
Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein 
soll, ist unwirksam. 
(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung 
einer vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn 
dem Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbe-
dingungen oder eine andere Urkunde zugegangen sind, in 
der die Obliegenheit mitgeteilt wird. 

§ 16 VersVG 
(1) Der Versicherungsnehmer hat beim Abschluß des Ver-
trages alle ihm bekannten Umstände, die für die Übernah-
me der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzei-
gen. Erheblich sind jene Gefahrumstände, die geeignet 
sind, auf den Entschluß des Versicherers, den Vertrag 
überhaupt oder zu den vereinbarten Bestimmungen abzu-
schließen, einen Einfluß auszuüben. Ein Umstand, nach 
welchem der Versicherer ausdrücklich und schriftlich ge-
fragt hat, gilt im Zweifel als erheblich. 
(2) Ist dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erhebli-
chen Umstandes unterblieben, so kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten. Das gleiche gilt, wenn die An-
zeige eines erheblichen Umstandes deshalb unterblieben 
ist, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis des 
Umstandes arglistig entzogen hat. 
(3) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer 
den nicht angezeigten Umstand kannte. Er ist auch ausge-
schlossen, wenn die Anzeige ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers unterblieben ist; hat jedoch der Versi-
cherungsnehmer einen Umstand nicht angezeigt, nach 
dem der Versicherer nicht ausdrücklich und genau um-
schrieben gefragt hat, so kann dieser vom Vertrag nur 
dann zurücktreten, wenn die Anzeige vorsätzlich oder grob 
fahrlässig unterblieben ist. 

§17 VersVG 
(1) Der Versicherer kann vom Vertrag auch dann zurück-
treten, wenn über einen erheblich Umstand eine unrichtige 
Anzeige gemacht worden ist. 
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(2) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit 
dem Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Ver-
schulden des Versicherungsnehmers unrichtig gemacht 
worden ist. 

§ 18 VersVG 
Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrenumstände an 
Hand von vom Versicherer in geschriebener Form gestell-
ter Fragen anzuzeigen, so kann der Versicherer wegen 
unterbliebener Anzeige eines Umstandes, nach dem nicht 
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt worden ist, 
nur im Falle arglistiger Verschweigung zurücktreten. 

§ 19 VersVG 
Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von 
einem Vertreter ohne Vertretungsmacht abgeschlossen, so 
kommt für das Rücktrittsrecht des Versicherers nicht nur 
die Kenntnis und die Arglist des Vertreters, sondern auch 
die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers in 
Betracht. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, daß 
die Anzeige eines erheblichen Umstandes ohne Verschul-
den unterblieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, 
wenn weder dem Vertreter noch ihm selbst ein Verschul-
den zur Last fällt. 

§ 20 VersVG 
(1) Der Rücktritt ist nur innerhalb eines Monates zulässig. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versi-
cherer von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis 
erlangt. 
(2) Der Rücktritt ist gegenüber dem Versicherungsnehmer 
zu erklären. Im Falle des Rücktrittes sind, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht in Ansehung der Prämie etwas ande-
res bestimmt, beide Teile verpflichtet, einander die emp-
fangenen Leistungen zurückzugewähren; eine Geldsumme 
ist von dem Zeitpunkt des Empfanges an zu verzinsen.

§ 21 VersVG 
Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungs-
fall eingetreten ist, so bleibt seine Verpflichtung zur Leis-
tung gleichwohl bestehen, wenn der Umstand, in Anse-
hung dessen die Anzeigepflicht verletzt ist, keinen Einfluß 
auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit er kei-
nen Einfluß auf den Umfang der Leistung des Versicherers 
gehabt hat. 

§ 62 VersVG 
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beim Eintritt 
des Versicherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwen-
dung und Minderung des Schadens zu sorgen und dabei 
die Weisungen des Versicherers zu befolgen; er hat, wenn 
die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen. 
Sind mehrere Versicherer beteiligt und haben diese entge-
genstehende Weisungen gegeben, so hat der Versiche-
rungsnehmer nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen zu 
handeln. 
(2) Hat der Versicherungsnehmer diese Verpflichtungen
verletzt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, es sei denn, daß die Verletzung weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grob-
fahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur Leistung 
insoweit verpflichtet, als der Umfang des Schadens auch 
bei gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen nicht geringer 
gewesen wäre. 

§ 158 VersVG 
(1) Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles der 
Versicherer seine Verpflichtung zur Leistung der Entschä-
digung dem Versicherungsnehmer gegenüber anerkannt 
oder die Leistung der fälligen Entschädigung verweigert, so 
ist jeder Teil berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu 
kündigen. Das gleiche gilt, wenn der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer die Weisung erteilt, es über den 
Anspruch des Dritten zum Rechtsstreit kommen zu lassen. 
(2) Die Kündigung ist nur innerhalb eines Monates seit der 
Anerkennung der Entschädigungspflicht oder der Verwei-
gerung der Entschädigung oder seit Eintritt der Rechtskraft 
des im Rechtsstreit mit dem Dritten ergangenen Urteiles 
zulässig. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von 
einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann 
nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluß der lau-
fenden Versicherungsperiode kündigen. 




